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Abschluß von Exportgeschäften

Der übliche Geschäftsablauf, der im Außenhandel zu einem Kaufvertrag führt, besteht aus folgenden Stufen:

· Nachfrage des Auslandskunden

· Angebot des Exporteurs

· Auftrag des Auslandskunden

· Auftragsbestätigung des Exporteurs.

Aber auch schon die zweite und dritte Stufe genügen bei übereinstimmenden Willenserklä​rungen für das Zustandekommen eines Kaufvertrages.

Eine Anfrage aus dem Ausland ist meist gezielt auf ein bestimmtes Produkt aus dem Produk​tionsprogramm des Exporteurs gerichtet. Sie kann z.B. Ergebnis einer Beteiligung des Unter​nehmens an einer internationalen Messe sein oder einer Annonce in einer Auslandszeitschrift.

Häufig erreichen den Exporteur aber auch Anfragen, die offensichtlich erken​nen lassen, daß sie in dieser Form auch an viele andere Hersteller verschickt wurden. Meist hat der ausländi​sche Interessent eine Vielzahl von Lieferan​schriften dem Branchenverzeichnis entnommen, und er versucht nun, sich über seine breit gestreute Nachfrage einen Überblick über das am Markt vorhandene Produktangebot zu verschaffen. Die Wahrscheinlichkeit, daß eine derartige Anfrage zu einem Auftrag führt, ist meist wesentlich geringer als bei der gezielten Anfrage.

Neben diesen beiden Möglichkeiten der Auslandsanfrage gibt es noch die Nachfrage in Form einer Ausschreibung. Üblicherweise fordern auf diese Weise ausländische Behörden, staatli​che oder kommunale Betriebe, aber auch private Unternehmen zur Abgabe von Angeboten auf. Die Ausschreibungsbe​dingungen werden entweder veröffentlicht oder können gegen Gebühr in einem sogenannten Lastenheft (Tender) von der ausschreibenden Stelle ange​for​dert werden.

1 Rechtsfragen beim Vertragsabschluß
Sobald Kontakte zu einem ausländischen Geschäftspartner hergestellt sind, wird mit Auf​nahme der geschäftlichen Beziehungen üblicherweise ein Vertragsverhältnis geschaffen. Für den mittelständischen Unternehmer sind im Außenhandel insbesondere zwei Vertragsarten von Bedeutung:

· der Kaufvertrag

· der Handelsvertretervertrag.

Beide Vertragsverhältnisse werden im Ausland häufig nach anderen Regeln interpretiert als in Deutschland, und es empfiehlt sich daher, den Abschluß von Auslandsverträgen nicht ohne die Hilfe eines im Landesrecht erfahrenen Juristen vorzunehmen.

Immer wieder kommt es vor, daß nach Zustandekommen eines grenzüber​schreitenden Kaufvertrages der Exporteur dem ausländischen Kunden seine allgemeinen Geschäftsbe​dingungen übersandte im Glauben, daß diese den Verkäufer absichernden Formulierungen im Ausland genauso gültig seien wie im Inland. Da dies jedoch nur in Ausnahmesituatio​nen zutrifft, ist somit eine Rechtsunsicherheit geschaffen, die für den Exporteur sehr pro​blematisch werden kann.

Solange die Auslandsgeschäfte ordentlich und für beide Vertragspartner zu​friedenstellend abgewickelt werden, wirken sich Formmängel, die beim Zu​standekommen des Geschäfts aus Unkenntnis begangen wurden, nicht bela​stend auf die Geschäftsabwicklung aus. In den wenigen Fällen, in denen es jedoch zu Meinungsverschiedenheiten kommt, sollte der deutsche Exporteur seine Rechtsposition durch eine rechtlich einwandfreie Vertragsformu​lierung abgesichert haben, um so einem bösen Ende dieses Auslandsgeschäfts vorzu​beu​gen.

Es soll hier nur auf die wichtigsten Grundregeln bei der Gestaltung von Auslandsverträgen hingewiesen werden, die für den mittelständischen Unter​nehmer von Bedeutung sind. Wegen der Komplexität dieses Themenberei​ches ist es jedoch in jedem Einzelfall unbe​dingt ratsam, juristischen Rat einzuholen. Auch die hiermit verbundenen Kosten sollten den mittelständi​schen Unternehmer von der Inanspruchnahme dieser Dienstleistungen nicht abschrecken. Im Falle eines Rechtsstreits würden nämlich die hiermit verbun​denen Kosten ein Vielfaches dessen betragen, was für die Hilfe bei der Formulierung des Vertra​ges hätte gezahlt werden müssen. Außerdem ist selbst bei einem Ausgang des Rechtsstreits zugunsten des deutschen Expor​teurs nicht sichergestellt, daß ihm die durch den Prozeß verursachten Anwalts​kosten erstattet werden, da dies nach vielen ausländischen Rechts​ordnungen nicht möglich ist.

Adressen von deutschen Rechtsanwälten, die sich auf das Recht ausländischer Staaten spezialisiert haben, sind über die IHK erhältlich. Ein Verzeichnis ausländischer Rechtsan​wälte, die für die Wahrnehmung deutscher Interessen geeignet sind, kann von der Bun​desstelle für Außenhandelsinformation (bfai) unter der Bezeichnung "Liste von Rechtsan​wälten und Patentanwälten im Ausland" bezogen werden. Außerdem ist ebenfalls über die bfai eine Schrift erhältlich, die unter dem Titel "Rechtsfragen im Auslandsgeschäft — Kurzdarstellung ausgewählter Fragen" einen knappen und verständlich dar​gestellten Überblick z.B. zum Kaufrecht und zum Handelsvertreterrecht einzelner Staaten gibt.

Bei der Formulierung internationaler Verträge ist darauf zu achten, daß Ver​tragsklauseln nicht gegen zwingende öffentliche Rechtsvorschriften ("Ordre Public") des betreffenden Staates verstoßen. Insbesondere im Rechtsverkehr mit Frankreich kommt es öfter vor, daß französische Gerichte die Wirksam​keit vertraglicher Vereinbarungen wegen eines Ver​stoßes gegen die Prinzipi​en des französischen Rechts nicht anerkennen. Es ist daher emp​feh​lenswert, daß sich der mittelständische Unternehmer vor Abschluß von bedeutsa​men Außenhandelsverträgen ein Rechtsgutachten von einem Rechtsanwalt des betreffen​den Auslandes ausarbeiten läßt. In diesem Gutachten sind die zivil​rechtliche Wirksamkeit und die Übereinstimmung des Vertrages mit dem öffentlichen Recht zu bestätigen.

1.1 Zustandekommen eines Vertrages

Ein Vertrag kommt zustande durch das Angebot des deutschen Exporteurs und durch die Annahme des ausländischen Geschäftspartners. Dabei ist zu beachten, daß Angebot und Annahme inhaltlich übereinstimmen müssen. Während in Deutschland unter Kaufleuten Schweigen auf ein Angebot Zu​stimmung zu den im Angebot genannten Bedingungen be​deutet, ist dies in vielen Ländern anders. In den USA, England, Frankreich, Belgien, Ita​lien, Spanien und Südamerika wird Schweigen auf ein Angebot als Ablehnung gedeutet. Wer in eines dieser Länder liefert ohne ausdrückliche Zustimmung seines Geschäftspart​ners, hat keinen einklagbaren Zahlungsanspruch aus die​ser Lieferung, da kein Vertrag zu​stande gekommen ist.

Beim Abschluß von Exportgeschäften ist es für den Exporteur folglich unum​gänglich, ne​ben den nationalen Rechtsgrundlagen auch Kenntnisse auf dem Gebiet der internationalen Rechtsprechung zu besitzen, da nur die optimale Wahl des anwendbaren Rechts, der Ge​richtsbarkeit und des Gerichtsstandes eine kostengünstige und erfolgreiche Auseinander​setzung im Falle eines Streits mit dem ausländischen Vertragspartner gewährleistet.

Bei der Vertragsgestaltung sollten daher stets Absprachen über

· das anwendbare Recht (materielles Recht)

· die Gerichtsbarkeit (formelles Recht)

· den Gerichtsstand (formelles Recht)

getroffen werden.

1.2 Anwendbares Recht
Kommt es bei einem Auslandsgeschäft zu einem Streit zwischen den Ver​tragsparteien, so ist es ‑ wenn im Vertrag hierüber keine Vereinbarungen getroffen wurden ‑ meist proble​matisch, nach welchem Recht die vertragli​chen Vereinbarungen zwischen Exporteur und ausländischem Vertragspart​ner zu beurteilen sind. Daher ist bei Auslandsgeschäften drin​gend zu empfeh​len, im Vertrag eindeutig zu regeln, welches Recht bei eventuellen Ausle​gungsschwierigkeiten zur Anwendung kommen soll. Grundsätzlich kann das anwendbare Recht zwischen den Vertragsparteien frei bestimmt werden.

Der mittelständische Unternehmer sollte mit seinem ausländischen Geschäfts​partner stets solche schriftlichen Vereinbarungen anstreben, in denen das Recht der Bundesrepublik Deutschland festgelegt wird.

Unabhängig davon gilt seit dem 1.1.1991 in Deutschland jedoch "automa​tisch" das UN‑Kaufrecht für Geschäfte mit etwa 40 Ländern, die dieses Recht auf der "Konferenz der UN‑Kommission für Internationales Handelsrecht" (UN​CITRAL) ratifiziert haben.

Haben die Vertragsparteien keine Vereinbarung über das anwendbare Recht getroffen, so wird nach dem Internationalen Privatrecht (IPR) des jeweiligen Landes, das sich zuerst mit der Streitigkeit befaßt, entschieden, welches Landesrecht angewendet wird. Das IPR ist ein reines Verweisungsrecht und erlaubt lediglich, das Landesrecht zu finden, das mit dem Außenhandelsge​schäft am engsten verknüpft ist. Es beinhaltet also keine Entscheidungs​nor​men. Seit 1986 ist in Deutschland das IPR‑Gesetz in die Vorschriften des "Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch" (EGBGB) integriert.

Da das deutsche IPR in der Regel zur Anwendung des deutschen Rechts führt, gelangt da​her wiederum automatisch das UN‑Kaufrecht zur Anwendung.

1.3 Gerichtsbarkeit
Bei der Frage nach der Gerichtsbarkeit geht es um die Entscheidung, ob sich Exporteur und Importeur im Vertrag auf ein ordentliches Gericht oder ein Schiedsgericht einigen. Die Dauer der Behandlung von Streitfällen vor or​dentlichen Gerichten hat dazu geführt, daß sich die deutschen Exporteure immer häufiger für die Wahl eines Schiedsgerichtes entscheiden.

1.3.1 Ordentliches Gericht
Die Wirksamkeit von gerichtlichen Entscheidungen ist grundsätzlich auf das Gebiet des​jenigen Staates begrenzt, dessen Gerichte sie erlassen haben. Die Vollstreckung der von deutschen Zivilgerichten erlassenen Urteile im Aus​land ist nur in solchen Ländern mög​lich, mit denen Deutschland Vollstreckungsabkommen geschlossen hat. In Ländern, mit denen derartige Abkom​men nicht bestehen, richtet sich die Anerkennung und Voll​streckung deut​scher Entscheidungen nach dem innerstaatlichen Recht des betreffenden Lan​des.

Eine Möglichkeit, dieser Schwierigkeit in vielen Fällen zu entgehen, besteht darin, fol​gende Gerichtsstandvereinbarung zu treffen:

Gerichtsstand ist Frankfurt/Main (z.B.). Der Exporteur ist aber berech​tigt, auch bei je​dem anderen zuständigen Gericht zu klagen. 

Aber Vorsicht: Bei Verwendung dieser Klausel, wie auch bestimmter anderer vertraglicher Vereinbarungen, muß der deutsche Exporteur überprüfen las​sen, ob diese Klausel nicht gegen den "Ordre Public" des betreffenden auslän​dischen Staates verstößt.

1.3.2 Schiedsgericht
Durch vertragliche Vereinbarung können die Vertragsparteien übereinkom​men, daß zur Regelung eventueller Rechtsstreitigkeiten nicht ein staatliches Gericht eingeschaltet wird, sondern ein Schiedsgericht.

Inzwischen werden bereits 90 % aller Rechtsstreitigkeiten im Auslandsge​schäft von Schiedsgerichten erledigt. Insbesondere bei bedeutenden interna​tionalen Verträgen ist es üblich geworden, Schiedsgerichtsklauseln zu verein​baren bzw. dem Vertrag einen beson​deren Schiedsvertrag anzuhängen.

Mit der Schiedsklausel verpflichten sich die vertragschließenden Parteien, bei allen sich aus dem Vertrag ergebenden Streitigkeiten ein bestimmtes Schiedsgericht anzurufen. So​weit in der Klausel nicht die Anwendung der Schiedsordnung des vorgesehenen Schieds​gerichtes vereinbart wird, ist in ihr auch die Besetzung des Gerichtes zu regeln.

Schiedsgerichte befinden sich bei verschiedenen Handelskammern, bei Bör​sen, Verbänden, nationalen Instanzen usw. Zu den bekanntesten internationa​len Schiedsgerichten gehört der Schiedsgerichtshof der Internationalen Handelskammer in Paris. Bevor im Vertrag eine Schiedsklausel vereinbart wird, ist auch hier zu prüfen, ob die Vollstreckbarkeit des Schieds​ur​teils in dem betreffenden Land möglich ist.

Die Schiedsklausel wird dann häufig wie folgt vereinbart:

Alle aus dem gegenwärtigen Vertrag sich ergebenden Streitigkeiten wer​den nach der Ver​gleichs‑ und Schiedsordnung der Internationalen Han​delskammer von einem oder mehreren gemäß dieser Ordnung ernannten Schiedsrichtern endgültig entschieden. 

Kommt es zu einer Streitigkeit aus dem abgeschlossenen Vertrag, bestehen zwei Möglichkei​ten, das Schiedsverfahren abzuwickeln:

· Vergleichsverfahren
Im gegenseitigen Einvernehmen der Vertragspartner können Streitigkei​ten beigelegt wer​den, bevor ein Schiedsverfahren eröffnet wird.

· Schiedsverfahren
Die von den Vertragsparteien bzw. vom Schiedsgerichtshof benannten Schiedsrichter füh​ren die Schiedsverhandlung unter Ausschluß der Öf​fentlichkeit, um Unternehmensge​heimnisse zu wahren. Ihr Urteil gilt als endgültiges Urteil, das normalerweise nicht ange​fochten werden kann.

Die Vereinbarung von Schiedsklauseln beim Abschluß von internationalen Verträgen hat ge​genüber einem Verfahren vor staatlichen Gerichten folgende Vorteile:

· Die Vertragspartner können branchenerfahrene Fachleute zu Schiedsrich​tern bestellen.

· Ein Urteil vor einem Schiedsgericht kommt normalerweise schneller zu​stande als vor einem staatlichen Gericht.

· Die Sitzungen sind vertraulich.

· Die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Schiedsurteile sind durch mehrere in​ternationale Abkommen geregelt, die derzeit von ca. 70 Ländern anerkannt werden.

Diesen Vorteilen steht der Nachteil gegenüber, daß es bei Schiedsverfahren normalerweise nur eine Instanz gibt, was dazu führen kann, daß unter Umständen auch offensichtlich unrich​tige Schiedssprüche von den Vertragspartnern akzeptiert werden müssen.
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